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§ 334 ASVG Neumayr/Huber 

I. Ersatz des Rentenkapitalwerts 
Bei laufenden Leistungen muss der SV-Träger nicht Rate um Rate Regress nehmen, sondern 

kann stattdessen den Kapitalwert der Rente fordern. Durch die Bezugnahme auf § 184 wird 
festgelegt, dass der Kapitalwert aufgrund der nach § 184 Abs 5 ASVG erlassenen Verordnung 
der BMfAGS vom 23. 7. 1999, BGBl II 1999/245, über die Abfindung von Versehrtenrenten 
aus der Unfallversicherung zu errechnen ist. 245 Ob die Variante gewählt wird, liegt allein beim 
SV-Träger.246 Aus den dort angegebenen Zahlen ist nicht ersichtlich, welcher Abzinsungs­
fuß zugrundegelegt ist; dieser hat sich in den Jahren seit Erlass der Verordnung im Jahr 1999 
dramatisch verändert, sodass sich die Vorteilhaftigkeit des Kapitalwertes aufgrund der schon 
längere Zeit gegenüber 1999 viel niedligeren Zinsen zu Lasten der Ersatzpflichtigen verschoben 
hat, wofür es keinen sachlichen Grund gibt. Sachgerecht wäre vielmehr ein an das aktuelle 
Zinsniveau angepasster Zinssatz, wie das der österreichische Gesetzgeber bei Verzugszinsen 
für Unternehmergeschäfte in § 456 UGB und der deutsche Gesetzgeber in § 288 Abs 1 und 2 
BGB gergelt hat. Zum Begehren nach Ersatz künftiger Leistungen s Rz 10. 

J. Verzicht auf Ersatz bei grober Fahrlässigkeit 
Während im Legalzessionsrecht keine ausdlückliche Regelung über die Dispositionsmöglich­

keiten des SV-Trägers über seinen Rückgriffsanspruch vorliegt,247 ermöglicht § 334 Abs 5 dem 
SV-Träger, auf den Ersatzanspruch ganz oder teilweise zu verzichten, wenn die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Regressverpflichteten dies beglünden. Dadurch sollen bei sozial schwachen 
Personen existenzvernichtende Ersatzforderungen vermieden werden.248 Ein solcher Fall wird 
dann nicht anzunehmen sein, wenn eine entsprechende (Betriebs-)Haftpflichtversicherung des 
Dienstgebers zur Abdeckung des Aufwandsersatzanspruchs des SV-Trägers vorhanden ist.

249 

Ob es sich um eine Pflichtversicherung oder eine freiwillige Haftpflichtversicherung handelt, 
ist nicht entscheidend.250 Warum der Verzicht auf Regessanspüche nur beim originären Ersatz­
anspruch eine Rolle spielen sollte, ist wertungsmäßig nicht einzusehen, weshalb ein solcher 
Umstand auch beim Regress im Weg der Legalzession gegenüber einem nicht (ausreichend) 
haftpflichtversicherten Schädiger Beachtung finden sollte. Denn es macht keinen Sinn, einerseits 
den Schädiger "kahlzupfänden", ihn dann aber im Weg der aus öffentlichen Mitteln gespeisten 
Sozialhilfe wieder "aufzupäppeln." 

Ein Antrag ist für die Anwendung des § 334Abs 5 nicht vorausgesetzt. Wenn es das pflicht­
gemäße Ermessen gebietet, besteht eine Verpflichtung zum Verzicht.251 Stellt eine nach § 334 
regresspflichtige Person einen Antrag iSd § 334 Abs 5, ist darüber vom SV-Träger bescheidmäßig 
zu entscheiden.252 Gegen den Bescheid steht der Instanzenzug in Verwaltungs sachen offen.253 

gegen die Schadensminderungsobliegenheit, wenn Schaden infolge Tötung geringer als bei Verletzung. 
245 TeschnerlPöltner, ASVG (84. ErgLfg) 1000/1 (Anm 5 zu § 184), (115. ErgLfg) 1599 (Anm 10 zu § 334); 

dazu Waljf, SozSi 1987, 207. 
246 GeigellHaaglWelillel'17 Kap 32 Rz 27. 
247 § 332 Rz 96; KrejcilBöhler, SV-System 3.2.5.2. und 3.3.4.3. 
248 Geigel/HaaglWellner17 Kap 32 Rz 35. 
249 V gl TeschllerlPöltller, ASVG (115. ErgLfg) 1599 (Anm 14 zu § 334). 
250 Auer-Mayer in Masler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm § 334 (Stand: 1. 8. 2015, rdb.at) Rz 39. 
251 GeigeIIHaaglWeline/:27 Kap 32 Rz 36. 
252 § 410Abs 1 Z 7 ASVG. 
253 § 412 ASVG. 
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Schadenersatzpflicht und Haftung bei juristischen Personen 

§ 335. (1) Die Bestimmungen der §§ 333 und 334 sind auch anzuwenden, wenn der 
Dienstgeber eine juristische Person, eine offene Handelsgesellschaft bzw. offene Erwerbs­
gesellschaft oder eine Kommanditgesellschaft bzw. Kommandit-Erwerbsgesellschaft ist 
und der Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit vorsätzlich - bei der Anwendung des 
§ 334 auch grob fahrlässig - durch ein Mitglied des geschäftsführenden Organes der 
juristischen Person oder durch einen persönlich haftenden Gesellschafter einer offenen 
Handelsgesellschaft bzw. offenen Erwerbsgesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft 
bzw. Kommandit-Erwerbsgesellschaft verursacht worden ist. 

(2) Im Falle des Abs. 1 haften mit der juristischen Person als Dienstgeber die Mit­
glieder des geschäftsführenden Organes oder die zur Geschäftsführung berechtigten 
Personen zur ungeteilten Hand, sofern die betreffenden Mitglieder des geschäftsführenden 
Organes beziehungsweise die zur Geschäftsführung berechtigten Personen den Arbeits­
unfall vorsätzlich oder im Falle des § 334 auch grob fahrlässig verursacht haben. 

(3) Bei den in einem Ausbildungsverhältnis stehenden Pflichtversicherten (§ 4 Abs. 1 
Z 4, 5 und 8) sowie bei den gemäß § 8 Abs. 1 Z 3 lit. c, hund i in der Unfallversicherung 
Teilversicherten steht für die Anwendung der Abs. 1 und 2 sowie der §§ 333 und 334 der 
Träger der Einrichtung, in der die Ausbildung beziehungsweise die Rehabilitation oder 
Gesundheitsvorsorge erfolgt, dem Dienstgeber gleich. 

Lit: BartalEccher, Verbesserung von Lebenschancen durch Unfallversicherung, DRdA 1981,95; Waas, 
Die schadenersatzrechtliche Haftung der öffentlich Bediensteten seit dem ASGG, ÖJZ 1988,48; Halzer, 
Die unfallversichemngs- und haftungsrechtliche Stellung von Begleitpersonen bei Schulveranstaltungen, 
RdW 1989, 307; Marhold, Die eingetragene Erwerbsgesellschaft im Sozialrecht, VersRdSch 1990, 224; 
Pustel', Die haftungsrechtliche Stellung von Lehrpersonen bei Unterrichtsveranstaltungen (Diplomarbeit 
Graz 2002); Walchshaje/:

1 
Probleme des Aufenthalts von Schülern im Schulgebäude vor Beginn d~r gesetz­

lichen Aufsichtspflicht, OJZ 2004, 10; Neumayr, Sportlehrer und Trainer - Haftung für Personenschäden 
und Versicherung, in HintereggerlReissner, Sport und Haftung (2006) 169; Engers, Der "Arbeitsunfall" 
eines Schülers, Retters und (Laien-)Richters sowie dessen sozialversicherungs- und zivih·echtliche Folgen, 
in WachterlBurger (Hrsg), Aktuelle Entwicklungen im Arbeits- und Soziah·echt (2013) 369. 

Übersicht Rz 

A. Einleitung, Zweck, Mithaftung der Geschäftsführung ............................................ 1-2 
ß. Pflicht- bzw Teilversicherte im Ausbildungsverhältnis (Schüler, 

Studenten, sonstige Ausbildungsverhältnisse, Reha) ................................................ 3-7 

A. Einleitung, Zweck, Mithaftung der Geschäftsführung 
In § 335 Abs 1 und 2 geht es um Konstellationen, in denen der Haftpflichtige keine natür­

liche Person ist. § 335 Abs 3 dehnt die Anwendung der §§ 334 f auf von der gesetzlichen 
Unfallversicherung erfasste Verhältnisse aus.' Die Organhaftung nach § 335 Abs 1 ist nur auf 
den ersten Blick eine Ausnahme vom Grundsatz des § 334, dass der Arbeitgeber (oder der ihm 
Gleichgestellte) den Schaden selbst verursacht haben muss und daher eine Haftung für fremdes 
Verschulden nicht eintritt. Kommt die Dienstgebereigenschaft der jP - etwa auch einer öffentlich­
rechtlichen Körperschaft - oder Personengesellschaft (OHG, KG, OEG, KEG) zu, entspricht 
es schon den allgemeinen Regeln, dass ihr das Handeln ihrer Organe - auch deliktsrechtlich 

Auer-Mayer in MasledMüller/Pfeil, Der SV-Komm § 335 (Stand: 1. 8. 2015, rdb.at) Rz 1. 
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§ 335 ASVG Neumayr/Huber 

- zugerechnet wird, falls diese dabei für die jP bzw Personengesellschaft tätig werden (anders, 
wenn das schädigende Ereignis lediglich bei Gelegenheit derartiger Verrichtungen verursacht 
wird). Gleiches gilt für § 335 Abs 2, wonach die Haftung der Organe für ihr eigenes rechts­
widriges und schuldhaftes Verhalten nicht durch die Haftung der jP bzw Personengesellschaft 
aufgehoben wird. 2 Insofern hat § 335 nur KlarsteIlungsfunktion, auch was die Gleichbehandlung 
der Personengesellschaften mit einer jP hinsichtlich der Deliktsfahigkeit betrifft.3 Problematisch 
ist die in § 335 Abs I vorgenommene Einengung auf die Mitglieder des geschäftsführenden 
Organs der jP, während "Machthaber" (Repräsentanten) der jP keine Erwähnung finden, ob­
wohl sie deliktsrechtlich als Organ der jP angesehen werden.4 Im Hinblick auf den weiteren 
deliktsrechtlichen Organbegriff ist von einer planwidrigen Gesetzeslücke auszugehen, die eine 
analoge Anwendung nahelegt, sofern schädigende Machthaber nicht bereits die Position eines 
Unternehmervertreters oder eines Aufsehers im Betrieb (§ 333 Abs 4) innehaben. 

Als Pendant zu ihrer Mitverantwortung wirkt die Haftungsfreistellung des Dienstgebers 
nach § 333 Abs 1 sowie die Regressberechtigung des SV-Trägers nach § 334 auch zugunsten der 
Mitglieder des geschäftsführenden Organs der jP bzw den persönlich haftenden Gesellschaftern 
der Personengesellschaft. 

§ 335 wurde durch BG BGBl 1990/741 auf die eingetragenen Erwerbsgesellschaften 
ausgedehnt.5 

§ 335 Abs 1 gilt nicht für die GesbR, weil dieser die Rechtspersönlichkeit fehlt;6 vielmehr 
ist sie eine Mehrheit von Dienstgebern.7 Zur Haftungsbefreiung bei der ARGE s § 333 Rz 44. 

B. Pflicht- bzw Teilversicherte im Ausbildungsverhältnis 
(Schüler, Studenten, sonstige Ausbildungsverhältnisse, 
Reha) 

Mit der Einbeziehung der Schüler und Studenten in die gesetzliche Unfallversicherung 
mit der 32. ASVG-Nov8 wurde die im Betrieb zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer be­
stehende Haftungsregel übernommen.9 Sie gilt auch für über die "normale" schulische bzw 
universitäre Ausbildung lO hinausgehende Formen, etwa für den verpflichtenden Kindergarten­
besuch, medizinische und berufliche Maßnahmen der Rehabilitation außerhalb eines Dienst- oder 
Lehrverhältnisses, für Umschulungen, Nachschulungen oder berufliche Ausbildungslehrgänge 
sowie postgraduale Ausbildungsverhältnisse; und seit BGBI I 2010/102 auch für Einrichtungen 
der Beschäftigungstherapie. 11 

Die Haftungsbeschränkung gilt für das Verhältnis der Schüler und Studierenden und sonst 
Auszubildenden zu den gesetzlichen Schulerhaltern bzw den Trägern der Universitäten; diesen 

Dazu OGH 8 ObA 90113p RdW 2014/531: Haftung der GmbH als Arbeitgeber sowie der Betriebsleiter und 
auch der Produktionsleiter. 
Krejci/Böhler, SV-System 3.3.2.2.4.; Kazial IP 232. 
Für die Gleichstgellung mit den Organen Auer-Mayer in Masler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm § 335 (Stand: 
1. 8.2015, rdb.at) Rz 5. 
Zuvor für analoge Anwendung Marhald, VersRdSch 1990, 227. 
Anders nunmehr die Rechtslage in Deutschland seit BGH II ZR 331100 BGHZ 146,341 = NJW 2001, 1056. 
Teschner/Pöltner, ASVG (115. ErgLfg) 1600 (Anm 1 zu § 335). 
BGB11976!704. 
Ebenso in der BRD: § 106 Abs 1 Z 3 SGB VII (früher § 637 Abs 4 RVO). 

10 § 8 Abs 1 Z 3 lit hund i ASVG. 
11 Auer-Mayer in Masler/Müller/Pfeil, Der SV-Komm § 335 (Stand: 1. 8. 2015, rdb.at) Rn 9-12. 
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kommt das Haftungsprivileg zu, sofern sich der Schaden als SchulunfalI'2 bzw Universitätsunfall 
im Rahmen des Aufgabenbereichs des Schulerhalters bzw des Trägers der Universität ereignete. 13 

Der Aufgabenbereich umfasst nicht nur die eigentliche UntelTichtszeit, sondern bezieht auch 
sonstige typischerweise schulbezogene Zeiten ein, etwa die Pausenl4 und die von der Schule 
beaufsichtigte Freizeitgestaltung in einem Schulinternat. 15 Die Beschränkung der Haftpflicht 
gilt auch im Verhältnis zu gesetzlichen oder bevollmächtigten Vertretern des "Unternehmers" 
bzw Aufsehern im Betrieb - Lehrer, Schulwarte, sonstige nicht dem Lehrkörper angehörige 
Personen mit vergleichbaren Aufsichtspflichten wie Begleitpersonen bei Schulveranstaltungen16 

oder schulbezogenen Veranstaltungen (§ 13a SchUG); sie soll aber nicht bei Schülertransporten 
oder bei Betriebsbesuchen anwendbar sein. 17 Letzteres ist allerdings nur insoweit richtig, als 
kein "Eingliederungsverhältnis" mit Aufseher-lBeaufsichtigtenbeziehung vorhanden ist. Ist 
ein solches Verhältnis gegeben, ist der von der hRsp hergestellte Konnex zwischen Unfall­
versicherungsschutz und Haftungsprivileg zu beachten, sodass etwa Dienstgeber oder gleich­
gestellte Personen bei Betriebspraktika von der Fahrlässigkeitshaftung gegenüber dem Schüler 
freigestellt sind. Nach § 175 Abs 5 ASVG fällt auch die Teilnahme an Schulveranstaltungen 
oder an zu schulbezogenen Veranstaltungen (§ 13a SchUG) erklärten Veranstaltungen18 unter 
Unfallversicherungs schutz, so an Ausstellungsbesuchen, Theaterfahrten, Betriebsbesichtigungen, 
Wandertagen, Schulschikursen etc. 19 Für während ihrer Tätigkeit verletzte Begleitpersonen einer 
Schulveranstaltung bietet sich - entsprechend der hRsp - § 176 Abs 1 Z 6 ASVG als Grundlage 
für einen Unfallversicherungsschutz an.20 

Das Haftungsprivileg kommt aber nicht j edermann zu, der im Rahmen eines Schul- oder Uni­
versitätsbetriebes irgendeine Veranstaltung organisiert und dabei für die Sicherheit und Ordnung 
verantwortlich ist,21 oder irgendeiner Einrichtung, die im Rahmen von Schulveranstaltungen 
aufgesucht wird,22 und auch nicht demjenigen Lehrer, den keine Aufsichtspflicht hinsichtlich 
des verletzten Schülers trifft.23 

Auch diese Haftungsbeschränkung - die ebenfalls zum Ausschluss von Schmerzengeld­
ansprüchen und über die Sozialversicherungsleistungen hinausgehenden Schadens spitzen führt24 

- ist im Hinblick auf das Fehlen von Unfallversicherungsbeiträgen verfassungsrechtlich nicht 
unbedenklich.25 Wie finanzorganisatorisch der Aufwand der Unfallversicherung für Schüler und 

12 Das Vorliegen eines Schulunfalls wurde vom OLG Linz im Hinblick auf die fehlende zeitliche Begrenztheit 
des Ereignisses in einer Konstellation verneint, in der Schüler von einem Lehrer seelisch gequält wurden 
(3 R 243/99x ZVR 2000/82, 344); das Haftungsprivileg nach §§ 333, 335 kam daher nicht in Betracht. 

13 OGH 8 Ob 3/84 SZ 571115; vgl auch 2 Ob 340/99kZVR 2002/8 (Lehrerin als Hörerin an einer Pädagogischen 
Akademie); 1 Ob 259/08g SZ 2009114 = Zak 2009/217: Rauferei mit Messerattacke zwischen Schülern und 
tödlichem Ausgang in der Pause - Vorwurf unzureichender Aufsicht durch die mit der Gangaufsicht betraute 
Lehrerin; RIS-Justiz RS0114736. 

14 Siehe § 332 Rz 162; Wussaw/Schneider16 Kap 80 Rz 312. 
15 OGH 1 Ob 337/98k, ZVR 2000/8 (Unfall eines Internatsschülers beim Rodeln unter Aufsicht der Schul­

internatserzieher) . 
16 Halzer, RdW 1989, 308. 
17 Er! BMfs V 12. 2. 1982,23.273/1-411982, abgedruckt bei Teschner/Pöltner, ASVG (98. ErgLfg) 1601 (Anm 3 

zu § 335). 
18 JanaklKövesi, Das österr Schulrecht13 (2012) § 13a SchUG Anm 9. 
19 Barta/Eccher, DRdA 1981,97. 
20 Halzer, RdW 1989,309. 
21 OGH 8 Ob 102/97a RIS-Justiz RS0108009 (Studentenorganisation, die im Bereich der Universität eine Ver-

anstaltung durchführt). 
22 OGH 8 Ob 3/84 SZ 571115 (Besuch eines Bundesmuseums); RIS-Justiz RS0085409. 
23 OGH 1 Ob 76/98b RIS-Justiz RS0110876 ("Turnen" auf einem Gipfelkreuz). 
24 OGH 1 Ob 5/88 NRsp 19881134; OGH 1 Ob 4/88 SZ 61/62; RIS-Justiz RS0084999. 
25 Krejci/Böhler, SV-System 3.3.2.2.5. und 3.3.2.2.1. aE; Engers, Der "Arbeitsunfall" eines Schülers, 

Retters und (Laien-)Richters sowie dessen sozialversicherungs- und zivilrechtliche Folgen, in Wachter/ 
Burger (Hrsg), Aktuelle Entwicklungen im Arbeits- und Sozialrecht (2013) 369, 416 ff unter Hinweis auf 
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Studenten aufgebracht wird,26 kann jedenfalls solange nicht maßgeblich sein, als die Mittel nicht 
vom Haftungsfreigestellten stammen. 

Lehrer an den Schulen, auf die das SchUG anwendbar ist (öffentliche Schulen, Privat­
schulen mit Öffentlichkeitsrecht und gesetzlich geregelter Schulartbezeichnung), werden bei 
der Abhaltung von Unterrichtsveranstaltungen hoheitlich tätig, und zwar nicht nur bei der 
Unterrichtserteilung selbst, sondern auch bei allen damit in engem Zusammenhang stehenden 
Akten,27 wie etwa Schikursen28 und schulbezogenen Veranstaltungen,29 weil auch deren Durch­
führung in Vollziehung des SchUG und im organisatorischen Verantwortungs bereich ("unter der 
Autorität") der Schule erfolgt.3o Im Rahmen der Hoheitsverwaltung trifft der Regressanspruch 
die in § I AHG angeführten Körperschaften des öffentlichen Rechts (Bund etc) aufgrund des 
Amtshaftungsgesetzes. Haftungssubjekt soll gem § 1 Abs 1 Satz 1 AHG derjenige Rechtsträger 
sein, als dessen Organ der Schädigende gehandelt hat. Da Art 14 Abs 1 B-VG die Vollziehung 
auf dem Gebiet des Schulwesens (mit geringen Ausnahmen) in die Kompetenz des Bundes 
weist, ist der Lehrer bei der Vollziehung des SchUG ohne Rücksicht auf seine dienstrechtliche 
Stellung als Bundeslehrer, Landeslehrer oder Lehrer einer Privatschule funktionell stets für den 
Bund tätig.3

! Seit der WGN 1989 ist allerdings aus Rechtsschutzgründen im Außenverhältnis 
eine Solidarhaftung des Rechtsträgers, dem der Lehrer organisatorisch zugehört, vorgesehen 
(§ 1 Abs 3 AHG). Organisatorisch zuständig ist deljenige Rechtsträger, der den Bestellungsakt 
setzte. Dies ist bei Lehrern an den öffentlichen Pflichtschulen das Land, bei den Lehrern an den 
übrigen öffentlichen Schulen und an den öffentlichen Übungsschulen der Bund. 32 Wenn daher 
ein Schüler von einem Lehrer an einer öffentlichen Pflichtschule geschädigt wird, kann die 
Klage sowohl gegen den Bund als auch gegen das Land erhoben werden. Wird das Land in An­
spruch genommen, hat es einen Rückersatzanspruch gegen den Bund (§ 1 Abs 3 Satz 2 AHG). 
J?ei einem Unfall während des verpflichtenden Kindergartenjahres soll es sich - ungeachtet der 
Einbeziehung der die Einrichtung besuchenden Kinder in die gesetzliche Unfallversicherung 
wie bei der Schule - um keine hoheitliche Tätigkeit handeln, weil die Erzwingung des Besuchs 
durch die Bezirksverwaltungsbehörde und nicht den Rechtsträger erfolgt und darüber hinaus 
anders als in der Schule keine starren Zeitstrukturen und keine Leistungsbeurteilung erfolgt.33 

Man fragt sich, ob die hoheitliche Tätigkeit zu verneinen sein wird, wenn im 1. und 2. Volksschul­
jahr die Noten abgeschafft werden sollten. Für die rechtliche Beurteilung hat das - abgesehen 
vom Rechtsweg für die verletzte Person - die Auswirkung, dass bei hoheitlicher Tätigkeit der 
Sozialversicherungssträger lediglich einen Regressanspruch gegen den Rechtsträger hat, während 
bei privatwirtschaftlicher Tätigkeit ein solcher ab grober Fahrlässigkeit auch gegen den "Auf­
seher" bzw das "Organ" in Betracht kommt. Im Verhältnis zur verletzten Person würde aber im 
einen wie im anderen Fall das Arbetigeberhaftungsprivileg nach § 333 greifen. 

§ 6 Abs 1 Z 9 KSchG: Dass im vertraglichen Bereich eine Freizeichnung für Personenschäden unwirksam ist, 
eine Norm, die über Verträge zwischen Unternehmern und Verbrauchern hinaus für analogief<:ihig angesehen 
wird. Siehe auch § 333 Rz 2. 

26 Siehe § 74Abs 5 ASVG, § 39a FamLAG. 
27 Pustel', Die haftungsrechtliche Stellung von Lehrpersonen 7. 
28 Bei Schikursen ist zu beachten, dass Unfallversicherungsschutz auch außerhalb des eigentlichen Kurses be­

steht, also in der Freizeit und in der Nacht, weil die Schüler der elterlichen Aufsicht entzogen und in einer 
ihnen ungewohnten Umgebung besonderen Gefahren ausgesetzt sind: OGH 10 ObS 41/91 ZAS 1992/6, 
Winkter. 

29 JonaklKövesi, Das ästelTeichische Schulrecht13 (2012) § 13a SchUG Anm 8 und 9. 
30 Enge/'S, Der "Arbeitsunfall" eines Schülers, Retters und (Laien-)Richters sowie dessen sozialversicherungs­

und zivilrechtliche Folgen, in WachterlBurger (Hrsg), Aktuelle Entwicklungen im Arbeits- und Sozialrecht 
(2013) 369, 403. 

3! OGH lOb 30/77 SZ 5112; Puster, Die haftungsrechtliche Stellung von Lehrpersonen 14 mwN. 
32 Pustel', Die haftungsrechtliche Stellung von Lehrpersonen 14 mwN. 
33 OGH 1 Ob 183/15s JB12016, 44. 
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34 OGH 1 Ob 45/83 S.Z 57/17 = ZAS 1985124, Koziol; OGH 1 Ob 4/88 SZ 61/62; RIS-Justiz RS0050027, 

RS0050028; Waas, OJZ 1988,48: ". S huls ortwoche eingesetzter Tennislehrer ist Organ iSd § 1 
35 Holzer, RdW 1989, 308. AUC~.;I~~;; e~~e~21~ RI/Justiz RS0050188), ebenso ein als "Kletterlehrer" ein­

Abs 2 ARG (l Ob 5/88,y,~, vero g., LG Graz 2 R 163/02m ZVR 2004/40, Flying Fox-Anl~ge) 
gesetzter Bergführer bel.emer Schulsportwo~he (~d' ortlichen Ausbildung der Schüler betrauter KaJak­
und ein für die Dauer emer S~h~;S~o~~~~O~ ~87)~h~ zu Unrecht offengelassen in OGH 8 Ob 95/l4z Zak 
Lehrer (l Ob 296/03~ SZ 2004 I - . ' . ms' Abweisung wegen fehlender Haftung. .. 
2015129: Rennuntemcht 1m Rarure§n g~bsc;l~~n:::ährten absoluten Schutz des Lehrers vor einer person-

36 Im Hinblick auf den von § lAbs , s. .. er seinen Regressanspruch nur im Amtshaftungs-
lichen Inanspruchnahme kann derhun.f~~ers~c~~~~;;:~~~rsicherungs_ und haftungsrechtliche Stellung von 
weg gegen den Bun,d geltend mac en. 0 ze/, 1989 307 (308). 
Begleitpersonen bel Schulve~anstaltun8;;6.Rg:üler t~rnten an einem Gipfelkreuz, das dadurch umfiel und 

37 OGH 1 Ob 76/98b RlS-JustJz RSOll . D' f' d' schädigenden" Schüler verantwortlichen AufsIChts-
den Schüler eine.r a~~.~~t~sh~~~V~~~~~~~~~n ~ech~~e:~i~ht Aufseher im Betrieb. 
personen waren 1m .. I 6 

38 OGH 2 Ob 75106b SZ 2006/159 = OJZ ~007 3 . 
39 Insoweit kritisch ZVR 2009, 60, Kathrell1. . 
40 OGH 2 Ob 38/08i SZ 2008175 = ZVR 2009/29, Kathrell1. 
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